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RathausportierMayerhofergestorben.NachlängeremschwerenLeidenist
am . ds .der pensionierte Portier des Neuen Rathauses GeorgMayerhofer

gestorben .Mayerhoferwarein schlichterundehrenhafterMann ,einge-¬
wissenhafter ,dienstbeflissenerAngestellterundeinliebenswürdiger
Kollege .Ursprünglich war Mayerhofer bei der städtischen Feuerwehr be¬

dienstet und nach Vollendungseiner Militärdienstzeit wurdeer zumAmts- ¬
diener befördert .Er erhielt danndie Stelle des HauptportieresimNeuen
Rathause .In dieser Eigenschaft diente er unter neun Bürgermeisternund
demlandesfürstlichenKommissärDr .Friedeis .DiezahlreicheBeteiligung
an seinemLeichenbegängniszeigte ,welchgroßerBeliebtheitundWertschät¬
zung der Verbli chene sich erfreut hat .

Auszahlungder Kinderzuschüsse .Jene Parteien ,die einenZuerkennungsbe-¬
scheid besitzen ,der ihnen auf Grunddes Abbaugesetzes Zuschüsse für Kin¬
der gewärhleistet ,können diese Zuschüsse für die Zeit vom1 .Juli bis
31 . Dezemberbeheben .Der Magistrat hat verfügt ,daß diese Beträge am20 .

und21 . ds .zwischen8 und12Uhrin derRechnungsabteilungdesMagistrati-¬
schen Bezirksamtesdes Wohnortesabgeholt werdenkönnen ,wobeiderZuer- ¬
kennungsbescheidvorzuweisenist .Eswirdaber aufmerksamgemacht ,daß
der Ansprucherloschenist ,wennein Kindvor dem1 .Juli ds . J .entweder
das 14 . Lebensjahrerreicht hat oder die Volks -oder Bürgerschulenicht
mehr besucht ,oder der Anspruch auf einen vomArbeits -oderDienstgeber

des Vaters ,Stiefvaters ,Pflegevatersoderder Mutterzu zahlendenKinder
zuschuß erworben hat .

Die GemeindeübernimmtzweiTagesheimstätten .Die GemeindeWienhat
seit mehrals eineinhalb Jahren den Verein ,Tagesheimstätten für Krieger
waisen und Kinder "in der Weise subventioniert ,daß die Nettokosten für

400bedürftigeKinder ,die eine der drei WienerTagesheimstättenbesuch
ten ,bezahlt wurden .Die/Ausgaben betrugen ungefähr 38 bis 45Millionen
monatlich .ImOktobererklärte der Verein ,daß er eine wesentlicheEr- ¬
höhungderSubventionvonderGemeindeverlangenmüsse ,weilersonst
nicht imstande sei ,die Heimstätten zu führen .Infolge des Eingreifens

des städtischenWohlfahrtsreferentenStadtrat ProfessorTandlerwurde
nunmit demVereinein Vertragabgeschlossen ,nachdemdieTagesheim-¬
stätte in derLeopoldstadt ,Mendelsohngassevom1 .Jänner1924anvom
Vereinweitergeführtwird ,währenddiezweianderenTagesheimstättenin
Favoriten,Troststrasse ,undinOttakring,SandleitengassevonderGe-¬
meindeübernommenundauf fünf Jahre durchdas städtischeJugendamt
geführt werden .Die Gemeindehat sich auch bereit erklärt ,dasErziehun
personalaller drei Tagesheimstättenzu übernehmen .Außerdemzahltdi
GemeindedemVereineinemonatlicheSubventionvon15MillionenKronen,
wofürdieser sich verpflichtet in seinemHeimein Rodaunvomstädtische
JugendamtezugewieseneKinder zu verpflegen .In den beidenTagesheim- ¬
stätten ,die nunvonder Gemeindegeführt werden ,könnenungefähr600
Minder untergebracht werden .Der Betrieb wird unverändert weiter gefühn
Außerdem hat sich die Gemeinde bereit erklärt ,Ausgaben in der Höhe

bis zu 190 Millionen KronendemVereine für die drei Tagesheimstätten
in den Monaten Oktober ,November und Dezember zu ersetzen .Schließlich

wird demVereine von der Gemeindenoch ein unverzinsliches Darlehenvon
45 Millionen Kronen gewährt .In der gestrigen Sitzung des Gemeinderats - ¬
ausschussesfür WohlfahrtsangelegenheitenwurdendieseAnträgeange-¬

nommen .
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BundundGemeinde.ImStadtsenatkamesanlässlichderBeratungdes
Hauptvoranschlageszu einer eingehendenAuseinandersetzungüberdie
seit längererZeitsichunausgesetztverschlechterntenBeziehungen
zwischenBundunWien.DieSprecherderMinderheit,dieStadträteKun-¬
undRummelhardtmeinten,dassesüberhauptkeinenZweckehabe ,denVor-¬
anschlagzuberatenundzubeschliessen ,dadochdasAbgabenteilungs¬
gesetz ,dasdie RegierungimNationalrateingebrachthabe ,nochuner¬
ledigtsei .WürdediesesGesetzangenommen ,dannergäbesichfürdie
Gemeindedie NötigungeinenneuenVoranschlagauszuarbeiten .Vize¬
bürgermeisterHosserklärte ,dassdieStreitigkeitenzwischenBundes¬
verwaltungundGemeindedieEntwicklungaufbeidenSeitenhemmenund
es dochdurch Verhandlungengelingen müsse ,nicht nur über dasAbga¬
benteilungsgesetzzu einer Einigungzu kommen,sondernüberhauptein
erträglichesVerhältniszwischendiesenbeidengrösstenVerwaltungs-¬
körpernin Oesterreichherzustellen.

FinanzreferentStadtratBreitnerführtsdemgegenüberaus ,dass
dieGemeindeWienbeiErstellungihresVoranschlages,dessenzeitge¬
rechteEinbringungohnedasHilfsmitteleinesProvisoriumsdasMerk¬
maleinergeordnetenVerwaltungist ,aufdemBodendergeltendenGe¬
setze steht Die Abgabenertragsanteilewurdenbis auf die Kronegenau
auf Grundjener Zahleneingesetzt ,die dasFinanzministeriumselbst
aufeinediesbezüglicheAnfragedemMagistratbekanntgegebenhat .Ab-¬
zuwartenbiseinvomFinanzministeriumeingebrachtesGesetzerledigt
ist ,durchdas der Gemeindenicht wenigerals 266MilliardenKronen
einfach aus den Kassen genommenwerdensollen ,liegt gar keineVeran¬
lassungvorDiesumsoweniger ,als garniemandwissenkann ,obdieBe¬
ratungdieserRegierungsvorlage ,diejedenfallsüberausgründlichsein
wird ,nochimLaufedesJahres1924überhauptbeendetwerdenkann.Da
derBundesfinanzministerbeiseinemnächstenGeldbedarf ,allenfalls
schonbei der dritten Etappeder Besoldungsreform,sich aufdieselbe
höchsteinfacheWeisewiederzuhelfensuchenwird ,dassereinewei
tereKürzungderAnteilederLänderundGemeindenandengemeinsamen
Steuernbeantragt,sokönnteWien,gegendasderartigeAnschlägesich
in allererster Linie richten ,überhauptnicht budgetierenundwirt -¬

schaftenSolltewiderErwartendieserVerratandenWienerInteressen,
überdendie Bevölkerungin Massenversammlungennochrechtzeitigauf-¬
geklärtwerdensoll ,dochgelingen ,so werdedies keineswegs ,wieStadt-¬
rat Kunschakausgeführthabe ,die AusarbeitungeinesneuenVoranschla¬
ges bewirken .DerPlan der christlichsozialen Bundesregierung ,desGe- ¬
meindeWienauf dieseWeisezur KürzungdesWohnbauprogrammeszuzwin-¬
gen ,werdejedenfallsdurchkreuztwerdenFürdiesenFall undeinzig
undalleinnurfürdiesen ,könneschonjetzt dieHinaufsetzungderFür-¬
sorgeabggbezurvollenDeckungdesEntgangesangekündigtwerden .Die
Gemeindehatessorgfältigstvermeeden,andieserSteuerzurühren ;sie
istgewilltauchdiesichergebendenMehraaslagenfürdasPersonal
ohne Erhöhung der Fürsorgeabgabe zu bedecken .Hingegen müsste unwei - ¬

gerlichdiesesehrunerwünschteMassnahmeergriffenwerden,wennim
NationalratmitHilfederchristlichsozialenundgrossdeutschenStädte-¬
vertreter ein solcher VertragsbruchgutgeheissenwirdEs seinämlich
einedurchausfalscheDarstellung,dieübrigenGebietskörperschaften
immerals eineArtKostgängerdesBundeszuschildern .DasAbgaben¬
teilungsgesetzist dasErgebnissehrlangwierigerVerhandlungenzwi¬
schendenöffentlichenVerwaltungeneinerseitsunddenpolitischen

Parteienandererseits.EssichertdenLändernundGemeindennichtnur
Steueranteile und Personalzuschüsse ,sondern enthält auchVerzichte

der LänderundGemeindenauf überauswertvolle undimmerunbestrittene
Steuerrechte . WennBundesfinanzministerDr .Kienbäckglaubt ,dassder
Bundbeidemvonderselbenchristlichsozial -grossdeutschenMehrheit
beschlossenenAbgabenteilungsgesetzzu kurz gekommenist,so könne
namensWienneuerlich erklärt werden ,dass es ohneweitersbereit sei ,
denalten Eustandwiederherzustellen .DieGemeindewürdedamitihre
volleAutonomiewiederzurückbekommenundes hätte auchdieunange¬

nehme Bindung wegen der Bezüge der Angestellten ein EndeUeberdies

ist sicher ,dassWiennichtungünstigerabschneidenwürde ,als esder¬
zeit der Fall ist . Mitden Zuschlägenzu den Erwerbs - undGetränke- ¬
steuern ,mitder Luxuswarenabgabeundder Wienauf Grundderdamali-¬

gen Zusagen zumindest zur Hälfte gebührenden Bankenumsstzsteuerkann

WienaufdieAbgabenertragsanteileundPersonalzuschüssedesBundes
ruhigverzichten .NunhabeVizebürgermeisterHossaufdieungünstige
FinanzlagedesBundesverwiesenaufdie WienRücksichtnehmensolle .
Esmüsseaberdemgegenüberfestgestelltwerden,dasses nocheine

ReiheandererWegegibt ,dienotwendigenBundeseinnahmenzubeschaffen,
ohneeinenKasseneinbruchzubegehen. VorallemunterlasseesderBun¬
desfinanzminister geflissentlich die Tatsache zu berücksichtigen ,dass
Ende1924diePersonalzuschüssedesBundesüberhauptaufhören.Diesbe¬
deutetfür denBundErsparnissevoneinigenhundertMilliardenKronen
währenddieLänderundGemeindendengesamtenPersonalaufwandein-¬
schliesslich der zweiten und dritten Etzppe werdenallein bestreiten
müssen. Durchdie vollkommengesetzwidrigeFreilassungderTaggelder
vonderBankenumsatzsteuerentgekendemBundesungezählteMilliarden.
EineBörsengewinnsteuerwürdemehrals dasDoppeltedesseneinbringen ,
wasjetzt denLändernundGemeindenweggenommenwerdensoll .DieErfas-¬
tungdergeltendenSteuernüberhauptist beimBundeeinemiserabla.Es
gehen alljährlich hunderte Milliarden verloren ,Kleine Leutewerden

durchdieSteuermandategequält ,währenddieGrossbankenundKriegsge-¬
winneroftlächerlicheEinzahlungenundzudenihnenbeliebigenTer-¬
minenleisten unddurchStundungenden grössten Teil der Steuernein - ¬
fach geschenkterhielten Die LuxuswarenabgabewurdedurchPauschalierun¬
genundRückverlegungzumErzeugeraufeinlächerlichesMassherabge¬
drückt . DieBauernschaftzahltausserderEinkommesteuer,überderenun
zulängliche Erfassunggerade bei diesen Schichten gar kein Zweifelbe- ¬
stehenkann ,überhauptkeineBundesabgaben.DieGrundsteuer,diefrüher
demBundzugeflossenist undeigentlichdieErwerbssteuerderBauern
darstellt ,verbleibt denLändern ,währenddie aus denStädtengeholte
ErwerbssteuereineBundesabgabeist . DerFinanzministermögedochein-¬
maldemoft gestellten Verlangenentsprechenundmitteilen ,wievielvon
denBundessteuernausdeneinzelnenLändernstammen.Eswerdesichda
ergeben ,dass gewisse Länder vomBundemehrbekommen ,als sie überhaupt
andenBundleisten .EingrosserTeilderausWienerherausgeholten
Steuerndientnurdazu ,den„notleidendenAgrariern "dasSteuerzahlen
zuersparen.WennsichdasVerhältniszwischenBundundGemeindegerade-¬
zuvollkommenunleidlichgestaltethat,soist diesausschliesslich
SchulddesBundesfinanzministers.VorDr. Kienböckgabes ja auchchrist
lichsozialeFinanzminister,dienichtgeradedarauferpichtgewesensind,
der sozialdemokratischenPathausverwaltungangenehmzu sein .Immerist
es aberdochschliesslichnachnochso schwierigenAuseinandersetzungen
gelungen ,einemittlereLiniezufinden .Dashatsicherst beiderMini¬
sterschaftDr-Kienböck' sgeändert ,dervonblindemHassegegenWiener-¬
füdit ist Aufeinen diesbezüglichenWiderspruchder Minderheitantwortet
StadtratBreitner ,dasses tatsächlicheinunrichtiggewählterAusdruck
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